
Asyl und Einwanderung trennen - aber schnell -
 
Irrtümer der Flüchtlingspolitik oder wie das bisher nie 
da gewesene Staatsversagen eingedämmt werden kann

Der chaotische Prozess der völligen Grenzöffnung und des trotz vereinzelter
Abschiebungen dauerhaften, unbegrenzten Bleiberechts muss neu geordnet und das
Dickicht des Asylrechts geklärt werden.

Einmal irren ist kein Grund, damit nicht mehr aufzuhören. Ehrlichkeit sich selbst
gegenüber ist das Gebot der Stunde.

„Es gibt keine Alternative“

Es stimmt, seit Jahren erhöht sich die Zahl der Flüchtlinge nach Europa, auch wegen des
Syrienkriegs. Aber es gab und gibt sehr wohl Alternativen zur derzeitigen Situation. 

Der ständige Zustrom aus Griechenland erfolgte, weil das Land sich weigerte, seine Küsten
zu schützen und die Ankommenden nach dem Dublin-Verfahren zu behandeln. Sie wurden
Richtung Deutschland weitergeschickt. Nach den vorliegenden Zahlen des Sommers kamen
auch nur ein Bruchteil der „Flüchtlinge“ aus Syrien; die allermeisten aus Albanien,
Mazedonien und anderen Balkanstaaten.

Die Lage ist durch „Nicht-Handeln“ entstanden – und wurde durch die Selfies der Kanzlerin,
die Erklärung, dass Syrienflüchtlinge pauschal anerkannt werden und ständige
Demonstrationen staatlicher Willkommensgesten (Refugees welcome) beschleunigt. 

Das hat auch zur derzeitigen Verärgerung und Blockadehaltung anderer Europäischer Staaten
geführt. Erst mit dem Asylpaket I versucht die Bundesregierung die schlimmsten ihrer selbst
verschuldeten Fehler zu korrigieren, das ebenso notwendige Asylpaket II hängt wegen der
Weigerung der SPD es mitzutragen, im Gesetzgebungsverfahren. 

Die Anzahl der Flüchtlinge nach Deutschland ist die Folge einer Politik, die ihre Kurzsichtigkeit
hinter der Floskel „Alternativlosigkeit“ verbirgt und intellektuell das Phänomen nicht
durchdringt. 

Es gibt Alternativen. Sie setzen aber eine Klärung voraus: Was will Deutschland?
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„Man darf nicht nach Fluchtursachen unterscheiden“

Niemand verlässt freiwillig einen Ort, an dem man sicher und gut leben darf. 
Es ist das gute Recht eines jeden Menschen, zu versuchen, seine Lage zu verbessern. 
Aber trotzdem hat die Weigerung, sich mit Fluchtursachen auseinanderzusetzen und die
Gesetzgebung darauf auszurichten, bestimmte Folgen; so herum oder auch anders: 
Die Schwierigkeit ist, dass Flucht aus wirtschaftlichen Gründen und politischer oder
kriegerischer Verfolgung unterschiedliche Konsequenzen für das aufnehmende Land hat.

Das herrschende Asylrecht ist für politisch Verfolgte bestimmt, die, wenn ihre Verfolgung
anerkannt wird, gewissermaßen „bedingungslos“ aufgenommen werden müssen; und es gibt
gute Gründe, dass wir das Grundrecht auf Asyl beibehalten. Asylbewerber und mehr noch
anerkannte Asylfälle  sind  gewissermaßen „privilegierte“ Flüchtlinge. Wir dürfen sie uns nicht
aussuchen, und wir sollen sie nicht aussuchen.

Bei Wirtschaftsmigranten ist es genau umgekehrt: Da entscheidet das Gastland, wen es
haben will, und zwar allein nach den eigenen Interessen. Die  Nicht-Unterscheidung zwischen
Asylbewerbern und “Wirtschaftsflüchtlingen” führt dazu, dass das Asylsystem überlastet wird,
weil es notwendigerweise kompliziert und langwierig ist. Denn mit der Anerkennung sind
weitreichende Rechte verbunden – Aufenthalt und Unterstützung. Wirtschaftsmigranten
werden also in das versorgende Asylsystem gezwungen – obwohl sie liebend gerne für sich
selbst sorgen würden.

Die Debatte um Obergrenzen für Asylbewerber entsteht  erst dadurch, dass man das
Asylrecht durch Wirtschaftsmigration überdehnt. 

Bei einer klaren Trennung und sofortigen Entscheidung über Asylanerkennung oder eben
nicht bräuchte man gar nicht erst über Obergrenzen diskutieren, da sich die Zahl der
Asylbewerber ohnehin dramatisch reduzieren würde. 

So aber kommen derzeit zwischen doppelt und vier mal so viele Migranten pro Tag, als das
Bundesamt für Migration auch nach Reform und Personalaufstockung abarbeiten kann.

Schätzungsweise eine halbe Million Menschen lebt in Turnhallen oder Zelten mit einem
ungeklärten Status und unklarer Zukunft. 

Das ist ein untragbarer Zustand und rechtfertigt, von einem völligen Politik-Versagen zu
sprechen.
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„Deutschland ist ein Einwanderungsland”

Von den Zahlen her stimmt das – aber nicht vom Umgang. Denn Einwanderungsländer wie
die USA, Kanada oder Australien machen genau dies, was in Deutschland so vehement
abgelehnt wird: Sie legen Zahlen, Obergrenzen und Kompetenzprofile fest. Das ist das
Merkmal von Einwanderungsländern – es ist der notwendige, durchaus egoistische Versuch,
Einwanderung im Interesse des Landes zu gestalten.

In Deutschland geht es nun begrifflich durcheinander: Einwanderung aus Interessen des
Arbeitsmarktes hat selbstverständlich Obergrenzen – die Aufnahmefähigkeit des
Arbeitsmarktes. 

Das Asylrecht kennt zunächst keine Obergrenzen. Aber was nun, wenn die Einwanderung per
Asylrecht erfolgt, aber wirtschaftlich motiviert ist? Dann gerät das System aus den Fugen.

Asylberechtigte haben das Recht auf Versorgung und ihre berufliche Qualifikation ist
gleichgültig. Deshalb erhalten sie Harz IV und ihre Befähigung für den Arbeitsmarkt spielt
keine Rolle.

Neue Arbeitskräfte über das Asylrecht zu fordern und zu begrüßen, wie es beispielsweise die
großen Wirtschaftsverbände getan haben, ist schlicht unverschämt – es kommen zu viele
Ungeeignete. 

Und kein Einwanderungsland käme auf die Idee, seinen Einwanderern eine soziale
Vollversorgung, Ausbildung und Rente anzubieten: Wer einwandert hat für sich selbst und die
Familie zu sorgen. Die Vermischung von Wirtschaftsmigration und Asylmigration aber führt
dazu, dass der deutsche Sozialstaat schlicht überfordert wird, weil Wirtschaftsflüchtlinge wie
Asylbewerber behandelt werden.

Doppelbödig ist auch die Haltung der Wirtschaftsverbände, die sich aus durchsichtigen
Arbeitsmarktgründen migrationsfreundlich zeigen. 

Bisher zeigt sich, dass sie nur unverantwortliche Rosinenpickerei betreiben – nämlich sich
einige wenige, handverlesene Flüchtlinge herauspicken und die große Zahl dem Staat zur
Versorgung überlassen; mit sämtlichen Folgeproblemen. 

Das ganze wird dann noch oft mit Lohndrückerei garniert. Verantwortliches Denken und
Handeln ist das nicht, sondern der Versuch, Profit aus der Not zu schlagen.
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„Niemand flieht aus freien Stücken“

Das ist natürlich richtig. Aber für das Fluchtziel ist entscheidend, was man dort erwarten
kann. Fluchtziele werden bewusst ausgewählt. Migrationsforscher unterscheiden zwischen
„Pull-Faktoren“, also solchen, die Flüchtlinge anziehen, und „Push-Faktoren“, die Menschen
wegtreiben. Werner Sombart (war ein deutscher Soziologe und Volkswirt.) formulierte das um 1900
drastischer: „Das Land treibt seine Kinder fort“, nannte er Push-Faktoren wie Krieg,
Vertreibung, Verelendung.

Aber das Land zieht auch Menschen an – und das sind in Deutschland Aufenthalts- und
Bleiberecht, Familiennachzug, medizinische Versorgung und die garantierte soziale
Unterstützung bis ins Pflegeheim. Daher hat es Deutschland auch in der Hand, durch die
Gestaltung der Unterstützung Flüchtlinge anzuziehen oder abzulehnen.

Nehmen wir den amerikanischen Weg als Beispiel: Einwanderer erhalten keinerlei
Sozialleistungen. Damit lösen sich ein Teil der Probleme buchstäblich auf: keine Turnhallen,
keine Hilfen, keine Integrationskurse – es ist die Aufgabe der Migranten, für sich selbst und
ihr Fortkommen zu sorgen. 

Das ändert die Motivationslage: Während ehrgeizige und erfolgsorientierte Migranten 
die USA oder Großbritannien wegen des Traums der Karriere vom Tellerwäscher zum
Millionär bevorzugen, ist die Qualifikation der Migranten nach Deutschland eher begrenzt. 

Hier steht im Vordergrund der Wunsch nach Rundum-Versorgung. Man könnte es so
formulieren: Die Tüchtigen und Ehrgeizigen für die USA, Kanada und Australien, die
Bequemen und Furchtsamen für Deutschland. 

Beides ist menschlich völlig legitim – aber veränderte Motivationslagen hängen auch von
veränderten Anreizen ab.

Wählergemeinschaft Bündnis für Bürger
Aktuelles zur Völkerwanderung 

am 09. Dezember 2015

Neumünster, 09.12.2015- 4 -Autor: Klaus-Peter Voigt



„Wir brauchen eine europäische Lösung“

Dass in Österreich kaum Flüchtlinge bleiben wollen, hat viel mit der besseren Unterstützung
in Deutschland zu tun – und dass Deutschland deshalb der Magnet für Einwanderung ist,
erklärt, warum andere europäische Länder so verärgert über diese Politik sind und keine
Flüchtlinge aufnehmen wollen: Der französische Premierminister Mario Valls hat es auf den
Punkt gebracht: Nicht Frankreich habe die Flüchtlinge gerufen.

Deutschlands Pro-Flüchtlingspolitik ist ohne Zweifel mitverantwortlich und hat das Problem
zumindest verschärft. Andere europäische Länder werden uns das von der eigenen Regierung
provozierte Problem nicht abnehmen. 

Übrigens wird es auch mit den Flüchtlingen so nicht klappen, wie es die Politik oft suggeriert:
Flüchtlinge sind kein DHL-Paket, das sich beim Nachbarn zur Aufbewahrung abgeben lässt. 

Auch wenn es eine europaweite Verteilung gibt, werden die Betroffenen auf ihrer
nachvollziehbaren Suche nach einem besseren Leben sich aus Polen, Ungarn, Litauen oder
Kroatien wieder auf den Weg machen, so lange Deutschland bereit ist, die bessere Leistung
und die besseren Zukunftschancen freizügig anzubieten.

„Flüchtlinge lösen das demographische Problem“

Diese Aussage stimmt nur, wenn die Flüchtlinge deutlich jünger sind als die Bevölkerung in
Deutschland. Die großen demographischen Lücken treten bei den unter 20-Jährigen auf.
Darüber verschärfen sie nur das Problem der Demographie, statt es zu lösen. Dazu kommt
aber: Sie müssen auch in den Arbeitsmarkt integriert werden.

Arbeitslose Migranten verschärfen das demographische Problem. Die Integration in den
Arbeitsmarkt wird kurzfristig nicht möglich sein, einfach weil die Migranten nicht Deutsch
sprechen, oft Analphabeten sind oder nur die arabische Schrift beherrschen und kaum über
eine moderne Berufsausbildung verfügen.

Hier zeigen sich die Folgeprobleme zwischen Fluchtursachen nicht zu unterschieden:
Wirtschaftlich gesehen sind „Wirtschaftsflüchtlinge“ ideale Migranten – wegen ihrer
Qualifikation und ihrer Motivation; noch dazu, wenn man sie gezielt anwerben kann, wie es
klassische Einwanderungsländer deshalb auch tun.

Wirtschaftsmigranten wollen vom ersten Tag an arbeiten, das ist ja das Ziel ihrer Reise.
Insofern ist es aus demographischer und wirtschaftlicher Sicht falsch, wenn Migranten aus
dem Balkan zurückgeschickt werden, weil keine Asylgründe vorliegen. Sie wären für die
Wirtschaft jedenfalls leichter integrierbar als Menschen aus Afrika oder Arabien, denen
Schrift, Nähe und Modernität in größerem Umfang fehlen.

Auch viele arbeitslose Jugendliche aus Spanien mit der Jugendarbeitslosenquote von 50%
wären so gesehen ideale Einwanderer, weil sie sofort für den Arbeitsmarkt zur Verfügung
stünden. Das gilt auch für viele Osteuropäer, die gezielt vom deutschen Arbeitsmarkt
ferngehalten wurden und werden. Die scheinbare „demographische Lösung“ wird als
Argument für die fehlgeleitete Einwanderungspolitik der Bundesregierung nur vorgeschoben
oder noch schlimmer: missverstanden.
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„Der Arbeitsmarkt verlangt Flüchtlinge“

Wie die Demographie ist auch der Arbeitsmarkt nur ein Argument zum Tarnen und Täuschen.
Es ist dieselbe Regierung, die mit der Vorverlegung der Rente auf nur mehr 63 Jahre gerade
mehrere Hunderttausend Fachkräfte in die Rente geschickt hat und jetzt von einer
Fachkräftelücke spricht, die nur von Nordafrikanern geschlossen werden könne.

Der Arbeitsmarkt ist nur ein Hilfsargument. Sicherlich können Migranten auch aus anderen
Kulturkreisen und ohne Schulbildung integriert werden – aber es dauert, und zwar nicht
einige Jahre. Integration ist ein Prozess, der sich mindestens über 3 Generationen vollzieht.

Und die Rechnung, die beispielsweise das DIW von der „wissenschaftlichen Evidenz“
aufmacht, wonach Einwanderung wirtschaftlich positiv für das Einwanderungsland ist,
unterschlägt genau diese Vermischung von Wirtschafts- und Flüchtlingsmigration, weil
Flüchtlinge nur zufällig in den Arbeitsmarkt passen oder mühsam gefördert werden müssen. 

So werden humanistische und wirtschaftliche Argumente in populistischem Opportunismus
vermischt.

„Kontingente helfen, und wir sollen uns nicht abschotten“

Dass man Grenzen nicht schließen oder abschotten könne, ist eine der beliebtesten
Lebenslügen der deutschen Politik – denn genau das verlangen wir von anderen. Denn die
Türkei, Griechenland und Mazedonien sollen genau das tun: Die Außengrenzen der EU
sichern, also „abschotten“. Mit einem freundlichen Gesicht gibt man sich modern und
weltoffen – und janusköpfig: mit der hässlichen Variante verlangen wir genau das von
anderen Ländern. Die sich das im übrigen bezahlen lassen werden, wie die Türkei, und die
Migration als Instrument ihrer Politik einsetzen.

Die deutsche Migrationspolitik ist schlicht verlogen. Noch eine Unentschiedenheit der
Migrationspolitik: Mit Kontingenten, so versprechen beispielsweise SPD-Politiker, könnte man
bevorzugt Alte, Kranke und Schwache aus den Lagern in der Türkei nach Deutschland holen.

Das ist sehr human gedacht und bedenkenswert. Allerdings – dann wird Deutschland wirklich
zum Sozialamt der Welt. Und die eigentlichen Fluchtursachen werden auch nicht beseitigt –
diejenigen, die keinen Platz im Kontingent finden, werden sich wie bisher auf die Balkanroute
oder einen anderen Weg begeben. 

Die Kontingentlösung ist keine – weil sie die Fluchtursachen nicht beseitigt und die
Anziehungskräfte nicht reduziert. 

Das kommt alles nur aus ein und demselben unlauteren Geist: verschieben, wegschieben,
zwischenlagern, schönreden – alles, bloß keine Entscheidungen.

Wählergemeinschaft Bündnis für Bürger
Aktuelles zur Völkerwanderung 

am 09. Dezember 2015

Neumünster, 09.12.2015- 6 -Autor: Klaus-Peter Voigt



„Der Sozialstaat hat keine Grenze“

Das Wesen des Sozialstaats in Deutschland ist, dass er neben Steuerzuschüssen zum größten
Teil über Beiträge der Erwerbstätigen finanziert wird und ein bedingungsloses
Grundeinkommen garantiert, das ohne Frage nach Ursachen und Selbstverantwortung
bezahlt wird. Die Sätze nach Hartz IV mögen nach deutschen Verhältnissen nicht sehr hoch
sein, übersteigen aber um ein Vielfaches schon die Verdienstmöglichkeiten in Rumänien,
Bulgarien oder auf dem Balkan.

Dieses Grundeinkommen, zu dem noch Wohnung, Krankenversorgung und Schule für die
Kinder kommen sowie später Rente und Pflegeleistung, steht derzeit jedem Menschen in
Deutschland praktisch bedingungslos zur Verfügung. Es ist klar, dass dieser Sozialstaat leer
laufen muss, wenn diese Leistungen im wahrsten Sinne des Wortes unbegrenzt zur
Verfügung stehen sollen. Die Politik versucht derzeit, diese Tatsache zu leugnen oder zu
beschönigen.

Demographie, Arbeitsmarkt, Europa und andere Hilfsargumente werden herangezogen. Es
ändert aber nichts daran: Ein Sozialstaat ohne Grenzen wird sich selbst zerstören. Das mag
inhuman klingen, weil Dazugehören und Draussenbleiben so willkürlich gestaltet sind – sie
hängen schlicht davon ab, ob man in Deutschland bleiben darf oder abgeschoben wird. 

Aber der Sozialstaat unserer Prägung funktioniert nur durch Grenzen; ohne Grenzen wird er
nivelliert. Das gilt übrigens auch innerhalb der europäischen Gemeinschaft:
Da der EuGH schrittweise allen EU-Bürgern, die ja Freizügigkeit genießen, auch deutsche
Sozialleistungen zuerkennt, verstärkt das die Armutswanderung nach Deutschland. 

Am vergangenen Donnerstag haben die vier Richter des 4. Senats des Bundessozialgerichts
in Kassel entschieden, dass jeder Ausländer aus einem EU-Land in Deutschland Anspruch auf
Sozialhilfe hat, der zumindest den Anschein erweckt, er wolle hier arbeiten. Das ist mehr als
ein Urteil, es ist eine sozialpolitische Revolution.

In Zukunft ist die Lage so: Wer zum Beispiel aus Rumänien kommt, muss hier nur noch ein
halbes Jahr durchhalten, um das zu erreichen, was das Gericht einen "verfestigten
Aufenthalt" nennt. Dann kann er das nächste Sozialamt anlaufen und um finanzielle
Unterstützung bitten. Dabei spielt es keine Rolle, ob er sich ernsthaft um Arbeit bemüht hat
oder überhaupt etwas kann, das ihn auf die Idee bringen könnte, in Deutschland Arbeit zu
finden. Damit ihm beim Lebensunterhalt staatliche Hilfe gewährt wird, ist entscheidend, dass
er insgesamt mehr als sechs Monate in Deutschland verbracht hat.

Der Hinweis auf Rumänien ist kein böser Seitenhieb. Geklagt hatte ein rumänischer
Familienvater, der nach mehreren erfolglosen Versuchen, mit Arbeit Geld zu verdienen, bei
den Behörden Hartz IV beantragt hatte, auch das vergeblich. 

Dass man mit dem Verkauf einer Straßenzeitung in Deutschland keine vierköpfige Familie
ernähren kann, hatte dem Mann vor seiner Anreise offenbar niemand gesagt, oder es hatte
ihn nicht interessiert.
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Über die reine Anmeldung eines Gewerbes als Abbruchunternehmer war es danach nicht
mehr hinaus gekommen, die Rückkehr in die Heimat schien aus nicht näher bekannten
Gründen ebenfalls kein Ausweg. Dafür legte der Rumäne vor Gericht eine Hartnäckigkeit an
den Tag, die schließlich belohnt wurde: Dank der Fürsorge der vier Richter in Kassel erhalten
er und seine Frau jetzt vom deutschen Staat ohne Arbeit das Doppelte dessen, was man in
Rumänien als Industriearbeiter oder Lehrer verdient.

Noch ist nicht genau absehbar, welche Dynamik das Urteil in Gang setzen wird. Aber wenn
die Flüchtlingskrise einen Hinweis gibt, welche Auswirkung die sozialen Umstände auf
Wanderungsströme haben, können wir uns auf Einiges gefasst machen. In den Kommunen,
die für die Kosten gerade stehen müssen, richtet man sich für den Anfang auf Mehrausgaben
in Höhe von jährlich 500 Millionen Euro ein. 

Die „Frankfurter Allgemeine" zitierte am Wochenende den Sozialdezernenten der Stadt
Offenbach, der von „Sprengstoff" sprach. Das Programm „Soziale Stadt“ muss dringend
ausgebaut werden. 

Der Bund muss den Kommunen bei Problemen mit wachsender Zuwanderung finanziell unter
die Arme greifen. Dazu sollten Kommunen zum Beispiel Fördermittel für den Kauf und die
Sanierung so genannter Schrottimmobilien bekommen. Die Kommunalaufsicht müsste die
Zuschüsse als ,freiwillige Leistung’ deklarieren. Das ist wichtig, denn sonst können die
zusätzlichen Mittel nicht abrufen werden und der kommunale Eigenanteil nicht auf ein
erträgliches Maß sinken. Quartiersmanagement, bauliche Gestaltungsmaßnahmen, Aufkauf
von Schrottimmobilien ... gegebenenfalls Einzelmaßnahmen außerhalb der eigentlichen
Fördergebiete wären so die Möglichkeiten. 

Man sollte meinen, dass gerade Richtern am Bundessozialgericht der Erhalt des deutschen
Sozialstaats am Herzen liegt. Tatsächlich scheinen Nation und staatliche Einheit für sie zu
jenen Kategorien zu gehören, die so überholt sind wie Lavalampen. Dass sie damit die
Erosion dessen befördern, was sie schützen sollten, kommt ihnen offenbar nicht in den Sinn.

Dass auf den Beistand durch ein Solidarsystem nur diejenigen vertrauen dürfen, die zu
diesem auch beigetragen haben, gehört zu den  „soziomoralischen Grundgesetzen", wie der
Soziologe Karl Otto Hondrich (war Professor für Soziologie) den Bestand an Regeln nannte, die
keine Gesellschaft ungestraft missachten kann. 

An einem Ort wie dem Bundessozialgericht in Kassel mag es eine untergeordnete Rolle
spielen, ob jemand der Gemeinschaft angehört, deren Unterstützung er in Anspruch nimmt.

Die meisten Menschen hingegen sehen das Fairnessgefühl verletzt, wenn Leute sich auf ihre
Hilfe verlassen, die sich gut selber helfen könnten.
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„Gelegenheitsarbeiter und Flüchtlinge sind nicht das Gleiche”

Auch die Verpflichtung zur Nächstenliebe kennt eine geographische Hierarchie. Die Familie
steht einem näher als die Nachbarschaft, die Nachbarn sind einem näher als die Leute, die
weiter entfernt wohnen. Die größte Einheit, in der man Solidarität administrieren kann, ohne
dass dies zu Verwerfungen führt, ist vermutlich die Nation. Alles, was an Solidarverpflichtung
darüber hinausgeht, wird als Zumutung empfunden, sobald es den Rahmen der Freiwilligkeit
verlässt.

In Europa scheint man in dieser Hinsicht sehr viel klüger zu sein. Im September hatte der
Europäische Gerichtshof geurteilt, dass die einzelnen Staaten bei der Hilfe für Arbeitslose
sehr wohl zwischen Zuwanderern und Einheimischen Unterschiede machen dürfen. Aber
genau das haben die Sozialrichter in Kassel unterlaufen.

Sie berufen sich auf eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, wonach bei einem
Asylbewerber das Existenzminimum gesichert sein muss. Dabei ist der Unterschied zu dem
Fall des rumänischen Gelegenheitsarbeiters evident: Wer als Flüchtling nach Deutschland
kommt, kann nicht einfach nach Hause zurückkehren. Von jemanden, der aus Osteuropa
einreist, darf man erwarten, dass er wieder heimfährt, wenn sich seine Hoffnungen
zerschlagen.

Überall in Europa votieren Bürger für nationalistische Parteien, weil sie den Eindruck haben,
dass man über ihre Interessen hinweggeht. Nur in Deutschland hat sich bislang keine
dezidiert europafeindliche Kraft etablieren können. Aber das lässt sich ändern. Es braucht
lediglich ein paar weitere Urteile wie das aus Kassel.

Ob man es will oder nicht – der deutsche Sozialstaat ist auf Dauer nicht zu halten, wenn die
Zahl der Leistungsempfänger durch Zuwanderung steigt. Es ist schon erstaunlich, dass
gerade Linke und Sozialdemokraten eine Entwicklung fördern, die den hochgelobten
Sozialstaat, von dem ihre Klientel profitiert und den sie deshalb ständig ausgebaut haben,
jetzt zum kollabieren bringen wird.

„Was Deutschland wirklich braucht – nicht die Türkei oder Syrien”

Deutschland braucht eine ehrliche Debatte über die Neugestaltung seines Asylrechts
und über ein Einwanderungsgesetz, das Alternativen anbietet. Es ist auch eine
Debatte über demographische Veränderungen und deren Auswirkungen auf
Wirtschaft und Gesellschaft, soziale Sicherungssystem und Alternativen. Der
derzeitige chaotische Prozess der völligen Grenzöffnung und des trotz vereinzelter
Abschiebungen dauerhaften, unbegrenzten Bleiberechts muss neu geordnet und das
Dickicht des Asylrechts geklärt werden, weil sich so zu unterschiedliche Politiken
vermischen. 

Wir können nicht die Probleme ständig auf die Türkei oder den Bürgerkrieg in Syrien
abschieben und mit Tornados und Fregatten zu bekämpfen versuchen – wir müssen
uns dem gedanklichen, rechtlichen und organisatorischen Wildwuchs hier stellen und
ordnen.
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Die Fakten und Daten habe ich im Internet recherchiert.

Ich hoffe, mein aktueller Standpunkt zur gescheiterten Asylpolitik wird das Wissen
und das Verständnis unseres Zukunftsproblems deutlicher machen. *

Klaus-Peter Voigt

Mitglied der Wählergemeinschaft Bündnis für Bürger in Neumünster

* Die gemachten Ausführungen zur deutschen Flüchtlingspolitik stellen nur meine Meinung zu diesem
Thema dar. Sie sind nicht Bestandteil unseres Wahlprogramms oder sind vorher innerhalb der
Wählergemeinschaft diskutiert worden.

Wählergemeinschaft Bündnis für Bürger
Aktuelles zur Völkerwanderung 

am 09. Dezember 2015

Neumünster, 09.12.2015- 10 -Autor: Klaus-Peter Voigt


